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Zum Vertrag zwischen der DDR und der SRR 
über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen

Dieser Vertrag löst das Abkommen vom 15. Juli 1958 ab’und 
trägt damit dem erreichten Stand der bilateralen Beziehun­
gen auf den verschiedensten Gebieten des gesellschaftlichen 
Lebens, auch auf dem Gebiet des Rechts und der Rechtspflege, 
Rechnung*

Die Bezeichnung des Vertrags wurde insoweit verändert, 
als der sachliche Geltungsbereich nur noch mit Rechtshilfe 
in Zivil- und Strafsachen benannt wird.5 Was unter Zivil­
sachen zu verstehen ist, wird in den Begriffsbestimmungen 
des Art. 1 erklärt. Danach sind Zivilsachen alle Zivil-, Fa­
m i l i e n - ,  Handels- und Arbeitsrechtssachen, so'daß sich 
der Vertrag in bezug auf seinen Regelungsgegenstand nicht 
vom alten Abkommen unterscheidet.

Art. 1 definiert auch den Begriff Justizorgane. Darunter 
sind die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und Staatlichen 
Notariate sowie andere Organe zu verstehen, die für Zivil­
sachen zuständig sind. Ferner enthält Art. 1 Abs. 2 eine De­
finition der Staatsbürger der Vertragsstaaten. Das sind die 
Personen, die nach den Gesetzen des jeweiligen Staates des­
sen Staatsbürgerschaft besitzen. Art. 1 Abs. 3 regelt schließ­
lich, daß die Bestimmungen dieses Vertrags auf juristische 
Personen entsprechend anzuwenden sind. Er stellt also die 
juristischen Personen den Staatsbürgern gleich.

Neu ist die in der allgemeinen Bestimmung über den 
Rechtsschutz (Art. 2) aufgenommene Verpflichtung der Ju­
stizorgane, den Staatsbürgern des anderen Vertragsstaates 
bei der Vermittlung von Prozeßvertretern behilflich zu sein 
(Art. 2 Abs. 3). Dagegen sind die bewährten Regelungen über 
die Befreiung von der Sicherheitsleistung und den Kosten 
für ein Auftreten vor den Justizorganen des anderen Ver­
tragsstaates in die neue Regelung übernommen worden.

Zur Frage, inwieweit den im Rechtsverkehr zu befördern­
den Unterlagen Übersetzungen beizufügen sind, geht der 
Vertrag in Art. 8 Abs. 2 davon aus, daß die Ersuchen und die 
ihnen beigefügten Schriftstücke zwingend in die Sprache des 
ersuchten Vertragsstaates zu übersetzen sind. Da bisher 
zweisprachige Formulare, von denen Art. 8 Abs. 3 ausgeht, 
für die DDR-Organe nicht vorhanden sind, müssen von den 
Rechtspflegeorganen im Rechtsverkehr formlose Anschrei­
ben verwendet werden.

Neu wurde in Art. 11 der Anspruch über die Kostenerstat­
tung für Zeugen und Sachverständige formuliert. Danach ha­
ben diese, wenn sie vor dem Gericht des anderen Vertrags­
staates auftreten, Anspruch auf Erstattung der Reise- und 
Aufenthaltskosten und des Lohnausfalls. Ein Sachverständi­
ger hat daneben Anspruch auf ein Gutachterhonorar. Die den 
betreffenden Personen zustehenden Ansprüche sind in der 
Ladung durch das Gericht anzugeben. Damit besteht auch 
gegenüber der sozialistischen Republik Rumänien der glei­
che Rechtszustand, wie er z. B. in den Rechtshilfeverträgen 
mit der VRB (Art. 69), der UdSSR (Art. 15) und Kuba (Art. 53 
Abs. 3) vereinbart worden ist.

Zum kollisionsrechtlichen Teil des Vertrags ist darauf 
hinzuweisen, daß hinsichtlich des Rechts, das auf die per­
sönlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehe­
gatten anzuwenden ist, jetzt auch der Fall vorgesehen ist, in 
dem ein Ehegatte Staatsbürger des einen und der andere Ehe­
gatte Staatsbürger des anderen Vertragspartners sind und 
keinen gemeinsamen Wohnsitz hatten. In einem solchen Fall 
wendet das Gericht, bei dem das Verfahren durchgeführt 
wird, das Recht seines Staates an (Art. 24 Abs. 3). Zuständig 
sind die Gerichte beider Vertragsstaaten (Abs. 4 letzter 
Satz).

Art. 24 Abs. 4 regelt die Zuständigkeit für alle diejenigen 
Fälle, in denen außerhalb eines Ehescheidungsverfahrens 
über die persönlichen und vermögensrechtlichen Beziehun­
gen der Ehegatten zu entscheiden ist. Es sind immer die Ge­
richte des Vertragsstaates zuständig, dessen Gesetze anzu­
wenden sind. Diese Regelung ist in den Beziehungen zur So­
zialistischen Republik Rumänien neu. Entsprechende Verein­
barungen enthält nach dem Muster der geltenden Verträge 
über den Rechtsverkehr mit der VRP (Art. 22 A), der CSSR 
(Art. 27 B), der VRB (Art. 32), der Republik Kuba (Art. 23 
Abs. 4 und 5), der UdSSR (Art. 28 Abs. 5) auch der Vertrag 
mit der SR Vietnam (Art. 31).

Bei der Regelung der Rechtsverhältnisse zwischen El­
tern und Kindern wird im neuen Vertrag das Kind, dessen 
Eltern bei seiner Geburt nicht miteinander verheiratet wa­
ren, dem 'ehelichen Kind rechtlich gleichgestellt. Wenn das 
in Art. 28 auch nicht ausdrücklich ausgesprochen wird, so er­
gibt es sich doch daraus, daß für diese Rechtsverhältnisse die 
Gesetze des Vertragsstaates gelten, dessen Staatsbürger das

Kind ist und in b e i d e n  Staaten diese Gleichstellung ge­
setzlich fixiert ist. Die Anknüpfungsprinzipien für das an­
zuwendende Recht in diesen Fällen sowie die Zuständigkeits­
bestimmung wurden gegenüber dem Vertrag .von 1958 nicht 
verändert.

Neu ist die Bestimmung des Art. 30 Abs. 4, wonach Vor­
mund oder Pfleger für einen Staatsbürger des einen Ver­
tragsstaates auch ein Staatsbürger des anderen Vertragsstaa­
tes sein kann, wenn er seinen Wohnsitz auf dem Territorium 
des Vertragsstaates hat, in dem er diese Tätigkeit ausüben 
soll. Voraussetzung dazu ist allerdings, daß die Bestellung 
eines solchen Vormunds oder Pflegers den Interessen der 
Person, die unter Vormundschaft oder Pflegschaft zu stellen 
ist, am besten gerecht wird.

Neu ist auch die Bestimmung des Art. 44, der die Verant­
wortlichkeit für Schadenszufügung außerhalb von Verträgen 
regelt. Diese Verantwortlichkeit richtet sich nach den Geset­
zen des Staates, auf dessen Territorium der Schaden verur­
sacht wurde. Sind Schädiger und Geschädigter Staatsbürger 
des gleichen Vertragsstaates und haben sie dort ihren Wohn­
sitz, sind dessen Gesetze anzuwenden. Dieser Fall kann z. B. 
dann eintreten, wenn es zwischen zwei Bürgern eines Ver­
tragsstaates anläßlich einer Ferienreise in den anderen Ver­
tragsstaat zu einer Schadenszufügung kommt. Mit dieser Be­
stimmung wird im wesentlichen den in den Verträgen mit 
der VRB (Art. 29), der UdSSR (Art. 26) und der UVR 
(Art. 42 A) getroffenen Regelungen gefolgt.

Die Regelung über die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen (Art. 45 bis 51) wurden übersichtlicher 
gestaltet und präziser formuliert. Das betrifft z. B. die Ein­
reichung von Vollstreckungsänträgen (Art. 48 Abs. 1)\ Neu 
ist, daß auch vollstreckbare Urkunden in Zivilsachen als 
Entscheidungen angesehen werden, die der gegenseitigen An­
erkennung und Vollstreckung unterliegen (Art. 45 Abs. 2. 
Buchst, d).

Auch die Bestimmung des Art. 49, nach dem das Gericht, 
das über einen Antrag auf Vollstreckung aus einer Entschei­
dung eines Gerichts des anderen Vertragsstaates'entschieden 
hat, zur Information dieses Gerichts über die getroffene Ent­
scheidung verpflichtet ist,'ist gleichfalls neu.

Die Bestimmungen über die Übernahme der Strafverfol­
gung (Art. 56 bis 59) sind im Prinzip so geregelt wie in den 
geltenden Verträgen mit der VRP (Art. 66 bis 66 A), CSSR 
(Art. 60 bis 61), UVR (Art. 66 bis 66B)„VRB (Art. 73 bis 78), 
UdSSR (Art. 79 bis 81), Republik Kuba (Art. 54 bis 55). Da­
nach verpflichten sich die Vertragsstaaten, auf Ersuchen des 
anderen Vertragsstaates die Strafverfolgung nach den eige­
nen Gesetzen gegen ihre Staatsbürger durchzuführen, wenn 
hinreichende Gründe dafür vorliegen, daß sie auf dem Ter­
ritorium des anderen Vertragsstaates eine Handlung began­
gen haben, die nach den Gesetzen b e i d e r  Vertragsstaa­
ten eine Straftat darstellt. Dabei braucht es sich nicht — wie 
das nach Art. 59 des außer Kraft gesetzten Vertrags von 1958 
noch erforderlich war — um - eine Auslieferungsstraftat zu 
handeln.

Besondere Beachtung verdient Kapitel 4 des Vertrags, das 
die Übergabe von Verurteilten zum Vollzug von Freiheits­
strafen regelt. Hinsichtlich des Regelungsumfangs und der 
inhaltlichen Ausgestaltung lehnt sich die im vorliegenden 
Vertrag getroffene Vereinbarung wesentlich an die Bestim­
mungen der Konvention über die Übergabe zu Freiheitsstrafe 
verurteilter Personen zum Vollzug der Freiheitsstrafe in dem 
Staat, dessen Staatsbürger sie sind, vom 19. Mai 1978 (GBl. II 
1980 Nr. 1 S. 24) an.5 Das ist für. die Praxis bei der Übergabe 
von Strafgefangenen von großem Vorteil, weil es eine ein­
heitliche Handhabung nach den zur Arbeit mit dieser Kon­
vention herausgegebenen Anleitungsmaterialien gewährlei­
stet. 1 2 3 4 5 6
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